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Gesetzentwurf 

des Bundesrates 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung tarif rechtlicher Bestimmungen 
im Seehafenhinterlandverkehr 


A. Zielsetzung 

Verringerung der Wettbewerbsverzerrungen der deutschen 
gegenüber den ausländischen Seehäfen durch Annäherung 
der nationalen Preisbildungsvorschriften im Zu- und Ablauf- 
verkehr der deutschen Seehäfen an die Bedingungen im in- 
nergemeinschaftlichen grenzüberschreitenden Verkehr. Den 
Seehafenverkehren über deutsche Seehäfen werden gleichge- 
stellt die Außenhandelsverkehre über deutsche Binnenhäfen, 
die im Wege des unmittelbaren Seeschiffsverkehrs durchge- 
führt werden. 

B. Lösung 

1. Übernahme von Preisbildungsvorschriften des grenzüber- 
schreitenden Straßengüterverkehrs für die deutschen See- 
hafenverkehre durch Änderung des § 22 Güterkraftver- 
kehrsgesetz (GüKG). 

2. Angleichung der Bedingungen zum Abschluß von Sonder- 
abmachungen gemäß § 22 a GüKG an die entsprechende 
EG-Regelung für den innergemeinschaftlichen grenzüber- 
schreitenden Verkehr. 

3. Einführung der Möglichkeit zum Abschluß von Sonderab- 
machungen in das Gesetz über den gewerblichen Binnen- 
schiffsverkehr entsprechend den Bestimmungen des Gü- 
terkraftverkehrsgesetzes und der Eisenbahn-Verkehrsord- 
nung (EVO). 

C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

Für die öffentlichen Haushalte werden keine Kosten erwar- 
tet. 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 20. Juni 1985 

14 — (342) — 941 03 — Se 28/85 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich gemäß Artikel 76 Abs. 3 des Grundgesetzes den vom Bun- 
desrat in seiner 549. Sitzung am 22. März 1985 beschlossenen Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung tarifrechtlicher Bestimmungen im Seehafenhinterland- 
verkehr mit Begründung (Anlage 1) und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 
Federführend ist der Bundesminister für Verkehr. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu dem Gesetzentwurf ist in der als An- 
lage 2 beigefügten Stellungnahme dargelegt. 

Kohl 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung tarifrechtlicher Bestimmungen im 
Seehafenhinterlandverkehr 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 


Artikel 1 

Änderung des Güterkraftverkehrsgesetzes 

Das Güterkraftverkehrsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 10. März 1983 (BGBl. I 
S. 256) wird wie folgt geändert: 

1. In § 22 wird nach Absatz 1 folgender Absatz 1 a 
eingefügt: 

„(la) Bei Tarifen mit Mindest-ZHöchstentgel- 
ten für die Beförderung von Gütern von und 
nach deutschen Seehäfen, die über See einge- 
führt worden sind oder über See ausgeführt wer- 
den, richtet sich die Tarifmarge nach Artikel 9 
der Verordnung (EWG) Nr. 3568/83 des Rates 
vom 1. Dezember 1983 über die Bildung der Be- 
förderungsentgelte im Güterkraftverkehr zwi- 
schen den Mitgliedstaaten (ABI. Nr. L 359/1 vom 
22. Dezember 1983) in der jeweils gültigen Fas- 
sung. Enden die im grenzüberschreitenden Gü- 
terverkehr zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und Belgien oder den Niederlanden 
bestehenden Vereinbarungen über obligatori- 
sche Tarife, so gelten die Tarife im Seehafenhin- 
terlandverkehr der deutschen Seehäfen als Re- 
ferenztarife nach Artikel 2 Abs. 1 und Artikel 3 
bis 7 der genannten Verordnung (EWG) fort.“ 

2. § 22 a Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Für die Beförderung von Gütern von und 
nach den deutschen Seehäfen, die über See 
eingeführt worden sind oder über See ausge- 
führt werden, können ein Unternehmer oder 
mehrere Unternehmer gemeinsam ohne Bin- 
dung an die Tarife mit dem Vertragspartner 
Entgelte schriftlich vereinbaren (Sonderab- 
machungen).“ 

b) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt: 
„Das gleiche gilt für die Beförderung von Gü- 
tern von und nach deutschen Binnenhäfen, 
die über See eingeführt worden sind oder 
ausgeführt werden, wenn zwischen der Be- 
förderung im Güterkraftverkehr und der Be- 
förderung mit dem Seeschiff kein weiterer 
Beförderungs- und Umschlagsvorgang statt- 
findet.“ 

c) In Satz 2 (alt) Nummer 2 werden die Worte 
„in derselben Verkehrsverbindung oder für 
denselben Urversender oder für denselben 
Empfänger“ gestrichen. 


Artikel 2 

Änderung des Gesetzes über den gewerblichen Bin- 
nenschiffsverkehr 

In das Gesetz über den gewerblichen Binnen- 
schiffsverkehr in der Fassung der Bekanntma- 
chung vom 8. Januar 1969 (BGBl. I S. 65), zuletzt 
geändert durch das Gesetz vom 25. Juni 1979 (BGBl. 
I S. 822), werden nach § 21 folgende §§ 21 a und 21b 
eingefügt: 

„§21a 

(Sonderabmachungen) 

(1) Für die Beförderung von Gütern von und nach 
deutschen Seehäfen, die über See eingeführt wor- 
den sind oder über See ausgeführt werden, kann 
der Unternehmer ohne Bindung an die Tarife mit 
seinem Vertragspartner Entgelte schriftlich verein- 
baren (Sonderabmachungen). Das gleiche gilt für 
die Beförderung von Gütern von und nach deut- 
schen Binnenhäfen, die über See eingeführt worden 
sind oder ausgeführt werden, wenn zwischen der 
Beförderung im Binnenschiffsverkehr und der Be- 
förderung mit dem Seeschiff kein weiterer Beförde- 
rungs- und Umschlagsvorgang stattfindet. Solche 
Sonderabmachungen sind nur zulässig, 

1. wenn Umstände vorliegen, die bei der Festset- 
zung der Tarife nicht berücksichtigt worden 
sind, insbesondere wenn der Wettbewerb gegen- 
über anderen Verkehrswegen oder Verkehrsträ- 
gern eine Sonder abmachung erfordert und ihm 
durch einen Wettbewerbstarif nicht Rechnung 
getragen wird und 

2. wenn die Sonder abmachung eine Gütermenge 
von mindestens 10 000 Tonnen in drei Monaten 
oder 40 000 Tonnen in zwölf Monaten umfaßt 
und 

3. wenn die Sonderabmachung das finanzielle Be- 
triebsergebnis des Unternehmers erhält oder 
verbessert. 

(2) Der Unternehmer hat die Sonderabmachung 
unverzüglich nach ihrem Abschluß der örtlich zu- 
ständigen Wasser- und Schiffahrtsdirektion mitzu- 
teilen; er hat zusammen mit der Sonderabmachung 
alle Unterlagen vorzulegen, die den Abschluß sowie 
die vereinbarten Beförderungsentgelte rechtferti- 
gen. 

(3) Sonderabmachungen werden spätestens drei 
Monate nach Inkrafttreten eines Wettbewerbstarifs 
nach Absatz 1 Nr. 1 unwirksam. 

§21b 

(Veröffentlichung von Sonderabmachungen) 

Die örtlich zuständige Wasser- und Schiffahrtsdi- 
rektion veröffentlicht unverzüglich im Verkehr s- 
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blatt — Amtsblatt des Bundesministers für Verkehr 
— folgende Einzelheiten aller Sonderabmachungen, 
die ihr nach § 21 a Abs. 2 mitgeteilt worden sind: 

1. Name des Unternehmens, 

2. Verkehrsverbindungen, 

3. Güterarten, 

4. Gütermenge, 

5. vereinbarte Beförderungsentgelte, 

6. Tag des Abschlusses der Sonderabmachung, 

7. Dauer der Sonderabmachung, 

8. wichtigste Sonderbedingungen.“ 


Artikel 3 

Berlin- Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land 
Berlin. 


Artikel 4 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeines 

1. Der Wettbewerb zwischen den ausländischen 
und den deutschen Seehäfen und den deutschen 
Binnenhäfen mit unmittelbarem Seeschiffsver- 
kehr wird entscheidend durch die unterschiedlh 
chen Verkehrsmarktordnungen einschließlich 
der kostenwirksamen Vorschriften zum Nachteil 
der Unternehmen der deutschen Seehafenver- 
kehrswirtschaft verzerrt. 

Ordnungspolitisch unterliegen die Zu- und Ab- 
laufverkehre der deutschen Seehäfen den Rege- 
lungen für den Binnenmarkt und zwar auch in- 
soweit, als sie Außenhandelsverkehre sind. Wird 
der Transport zwischen denselben Quell- und 
Zielorten jedoch über einen ausländischen See- 
hafen abgewickelt, so gelten die Bestimmungen 
für den grenzüberschreitenden Verkehr, obwohl 
es sich in beiden Fällen um Außenhandelsver- 
kehr der Bundesrepublik Deutschland bzw. der 
EG handelt. Wird eine Binnengrenze der EG 
passiert, finden die gegenüber der nationalen 
Verkehrsordnung freizügigeren und kostengün- 
stigeren Vorschriften Anwendung. Dies führt 
beispielsweise dazu, daß beim Transport über 
ausländische Seehäfen trotz oftmals größerer 
Entfernung durchweg niedrigere Transport- 
preise angeboten werden als beim Transport 
über deutsche Seehäfen. 

Diese Spaltung der Verkehrsmärkte steht im 
Widerspruch zu dem Ziel des EWG-Vertrages, ei- 
nen Gemeinsamen Markt für Waren- und 
Dienstleistungen auch mit den Mitteln einer ge- 
meinsamen Verkehrspolitik zu schaffen. Demge- 
genüber beschränkte sich der Rat der EG bisher 
auf Aktionen zugunsten der Überwindung der 
Binnengrenzen der Gemeinschaft, so daß die Re- 
gelungen für die nationalen Verkehrsmärkte 
grundsätzlich nicht verändert wurden. Das Ziel 
muß jedoch sein, die Einheitlichkeit der Ver- 
kehrsordnung zu verwirklichen, da andernfalls 
unterschiedliche Standortbedingungen und un- 
terschiedliche Bedingungen im Seehafenver- 
kehr künstlich geschaffen und verfestigt wer- 
den. 

Die deutschen Seehäfen werden wettbewerblich 
benachteiligt, weil sich auf den alternativen Ver- 
kehrswegen über ausländische Häfen günsti- 
gere Kosten und ordnungspolitische Bedingun- 
gen auswirken, die sich aus den unterschiedli- 
chen nationalen Regelungen ergeben. 

Ausländische Unternehmen bieten ihre Leistun- 
gen nur im grenzüberschreitenden Verkehr an; 
dort finden auch deutsche Unternehmen günsti- 
gere Bedingungen (z. B. Treibstof ff reimenge, fle- 
xiblere Preisbildung, z. T. Preisfreiheit, Abga- 
benfreiheit in der Binnenschiffahrt), so daß auch 
sie sich an dem Wettbewerb gegenüber dem Weg 
über die deutschen Seehäfen beteiligen. In dem 


Maße, wie die Kapazitätsregelung und die Tarif- 
ordnungen für den grenzüberschreitenden Ver- 
kehr flexibler als für den nationalen Verkehr 
sind, können sich die Kostenunterschiede stär- 
ker auswirken. Dies verzerrt den Wettbewerb im 
nationalen Seehafenhinterlandverkehr gegen- 
über dem Verkehrsweg über ausländische See- 
häfen. 

2. Die Küstenländer verlangen seit vielen Jahren 
in Übereinstimmung mit dem Bundesrat, dem 
Deutschen Bundestag und der Bundesregierung, 
daß Maßnahmen zur Liberalisierung des inner- 
gemeinschaftlichen grenzüberschreitenden Ver- 
kehrs von gleichzeitigen und gleichgewichtigen 
Maßnahmen zur Harmonisierung der Wettbe- 
werbsbedingungen begleitet sein müssen (zu- 
letzt durch Entschließung des Deutschen Bun- 
destages vom 5. April 1984 — Drucksache 
10/1151 — zur Rolle der Häfen in der gemeinsa- 
men Verkehrspolitik). 

Diese Forderung blieb bisher unerfüllt. Viel- 
mehr schreitet die Liberalisierung ohne entspre- 
chende Harmonisierung fort. Deshalb fordern 
die Küstenländer jetzt durch nationale Maßnah- 
men die ordnungspolitische Annäherung der Au- 
ßenhandelsverkehre über deutsche Seehäfen 
(„blaue Grenze“) mit denen, die über die „grüne 
Grenze“ von und nach ausländischen Seehäfen 
abgewickelt werden. Diese Maßnahmen erstrek- 
ken sich nur auf den nationalen Hinterlandver- 
kehr der deutschen Seehäfen. 

Dieser Verkehr erfaßt bei der Binnenschiffahrt 
und bei dem gewerblichen Güterkraftverkehr je- 
weils 5 % des Verkehrsaufkommens; allerdings 
handelt es sich hierbei um 25 % des gesamten 
Hinterlandverkehrs der deutschen Seehäfen. 

3. Eine Angleichung der Rahmenbedingungen 
kann national oder im Wege einer EG-Regelung 
erfolgen. Zahlreiche kostenwirksame Wettbe- 
werbsbedingungen können wegen ihrer großen 
Divergenz nur EG-einheitlich durch Kompro- 
misse der Mitgliedstaaten angeglichen werden. 
Hierzu zählen: 

— Maße und Gewichte der Nutzfahrzeuge, 

— Kfz-Steuer (Struktur und Höhe), 

— Mineralölsteuer, 

— Binnenschiffahrtsabgaben, 

— einheitlicher Vollzug des EG- Rechts. 

Es steht aber auch dem nationalen Gesetzgeber 
frei, seine marktordnungspolitischen Regelun- 
gen an das Niveau der anderen Mitgliedstaaten 
anzugleichen. Diesen Weg ist die Bundesregie- 
rung teilweise mit der letzten Kraftfahrzeug- 
steuergesetz-Novelle hinsichtlich der Besteue- 
rung der Nutzfahrzeuge gegangen. 
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Es müssen nunmehr weitergehende Maßnah- 
men zur Wiederherstellung der Wettbewerbsfä- 
higkeit der deutschen Seehafenverkehrswirt- 
schaft ergriffen werden. Das liegt auch im Inter- 
esse der gesamten deutschen Volkswirtschaft. 

4. Die deutschen Seehäfen sind für den deutschen 
Außenhandel von außerordentlicher Bedeutung. 
Die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirt- 
schaft ist wesentlich abhängig von der Verfüg- 
barkeit von leistungsfähigen, zuverlässigen und 
preisgünstigen Transportwegen, und zwar auch 
über die deutschen Seehäfen. Selbst für Verla- 
der, die ihre Transporte über ausländische Hä- 
fen lenken, bieten die deutschen Häfen durch 
ihre Wettbewerbskraft indirekt Vorteile, weil sie 
als Korrektiv in der Preisbildung ausländischer 
Häfen wirken. Zudem bieten die deutschen Hä- 
fen auch in Krisenzeiten einen Weg für die si- 
chere Versorgung der Märkte. 

Es berührt auch die Interessen der verladenden 
Wirtschaft, wenn durch Wettbewerbsverzerrun- 
gen im Hinterlandverkehr die Marktchancen 
der deutschen Häfen verschlechtert werden und 
längerfristig die jetzige Häufigkeit der Schiffs- 
abfahrten gefährdet wird. 

Die Beförderungen im nationalen Hinterland- 
verkehr der deutschen Seehäfen sind allein 
deutschen Verkehrsunternehmen Vorbehalten. 
Der Abbau von Wettbewerbsnachteilen dient da- 
her Unternehmen des Straßengüterverkehrs 
und der gewerblichen Binnenschiffahrt im nord- 
westdeutschen Binnenwasserstreißennetz, die 
überwiegend mittelständisch strukturiert sind. 
Dies gilt auch für die Seehafenverkehrswirt- 
schaft in den deutschen Häfen. 

5. Die Leistungsfähigkeit der deutschen Seehäfen 
entspricht völlig der der ausländischen Konkur- 
renten. So haben die deutschen Seehäfen im 
Transitverkehr, für dessen Zu- und Ablauf im 
Grundsatz gleiche Wettbewerbsbedingungen 
wie zu ausländischen Häfen bestehen, erhebli- 
che Zuwächse erzielt. Durchfuhr und Seeum- 
schlag über Hamburg und die bremischen 
Häfen stiegen von 1970 bis 1983 um 54% auf 
15 Mio. t. Der Verkehr mit marktwirtschaftlich 
orientierten Ländern wuchs dabei um 41 %, der 
mit Staatshandelsländern sogar um 69 %. 

Im Gegensatz hierzu steht, daß die deutschen 
Seehäfen bei der Abwicklung des seewärtigen 
Außenhandels der Bundesrepublik Deutschland, 
für den die unterschiedlichen Rahmenbedingun- 
gen im Hinterlandverkehr wirksam werden, in 
erheblichem Umfang Güter an ausländische 
Seehäfen verloren haben. 

Die seewärtige Einfuhr über deutsche Häfen 
nahm nach Veröffentlichungen des Statistischen 
Bundesamtes von 1970 bis 1982 um 16,3 Mio. t 
oder 16,5 % ab. In der gleichen Zeit stieg der mit- 
telbare seewärtige Import, d. h. die Einfuhr über 
ausländische Seehäfen, um 1,7 Mio. t oder 1,5 % 
an. Der Export nach überseeischen Ländern 
über deutsche Seehäfen stieg in diesem Zeit- 
raum um 3,0 Mio. t ( -h 22 %), über ausländische 
Häfen jedoch um 11,3 Mio. t. Dies ist ein Zu- 


wachs um 127 %. Das heißt, im Zeitraum von 
1970 bis 1982 haben die deutschen Seehäfen im 
Im- und Export mindestens 13 Mio. t deutscher 
Außenhandelsladung verloren, während die aus- 
ländischen Häfen etwa die gleiche Menge deut- 
scher Ladung hinzugewonnen haben. Dabei 
bleibt der deutsche Export in die europäischen 
Länder unberücksichtigt, die überwiegend auf 
dem Landweg erreicht werden. 

Die gleiche Entwicklung belegt eine Untersu- 
chung des Instituts für Weltwirtschaft Kiel, in 
der auch die Transitstatistiken der Häfen Ant- 
werpen, Rotterdam und Amsterdam (ARA-Hä- 
fen) ausgewertet werden. Danach hat in den 
ARA-Häfen der binnenwärtige Transitverkehr 
für die Bundesrepublik Deutschland von 1970 
bis 1981 um 15,3 % zugenommen. Der grenzüber- 
schreitende Verkehr der Bundesrepublik 
Deutschland (ohne Transit) über deutsche Nord- 
seehäfen lag 1981 um 4% niedriger als 1970. 
Nach Berechnungen des Instituts für Weltwirt- 
schaft haben die deutschen Häfen Marktanteile 
verloren sowohl bei den Massengütern als auch 
beim Stückgut, das für die Beschäftigung in den 
deutschen Seehäfen ausschlaggebend ist. 

In den Jahren 1982 und 1983 hat sich die Anteils- 
verschiebung zu Lasten der deutschen Seehäfen 
nach Angaben des Statistischen Bundesamtes 
fortgesetzt. Der Import über deutsche Seehäfen 
ging 1982 um 7,2 Mio. t und 1983 um 7,5 Mio. t 
zurück. Die Einfuhr im mittelbaren Seeverkehr, 
d. h. über ausländische Häfen sank dagegen nur 
um 1,9 Mio. t (1982) und 4,9 Mio. t (1983). Beim 
deutschen Export ist die gleiche Anteilsverschie- 
bung festzustellen. 

Die wertmäßige seewärtige Einfuhr über deut- 
sche Häfen nahm von 1970 bis 1983 um 193 % zu 
(von 26,2 auf 76,7 Mrd. DM), die mittelbare see- 
wärtige Einfuhr — also über ausländische Häfen 
— jedoch um 333 % (von 19,3 auf 83,5 Mrd. DM). 
Damit betrug der Anteil der deutschen Häfen an 
der wertmäßigen Einfuhr der Bundesrepublik 
Deutschland im Jahre 1970 knapp 58 % und 1983 
nur noch 48 %, während im gleichen Zeitraum 
der Anteil der mittelbaren Einfuhr von 42 % auf 
52 % stieg. 

Im Jahre 1983 hat sich diese Negativentwick- 
lung dabei weiter beschleunigt. Über deutsche 
Häfen wurden Waren mit einem um 3,9 % gerin- 
geren Gesamtwert als 1982 eingeführt, während 
die mittelbare Einfuhr um 1 % stieg. 

Gleiches ist beim wertmäßigen Export nach 
Übersee festzustellen: Von 1970 bis 1983 stieg die 
Ausfuhr über deutsche Häfen von 29,8 Mrd. DM 
auf 80,6 Mrd. DM oder um 171 %, der deutsche 
Export über ausländische Häfen jedoch von 17,1 
Mrd. DM auf 101,2 Mrd. DM oder um 491 %. Der 
Anteil der deutschen Seehäfen am deutschen 
Export nach Übersee lag 1970 noch bei 63,5 % 
und sank bis 1983 auf 44,3 %, während die Ex- 
porte über ausländische Häfen anteilig von 36,5 
auf 55,7 % stiegen. 

Damit werden nicht nur immer größere Mengen, 
sondern insbesondere immer mehr hochwertige 
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deutsche Exporte über die ausländischen Seehä- 
fen abgewickelt; dieses hat außerordentlich gra- 
vierende Auswirkungen auf die Wettbewerbs- 
lage der deutschen Seehäfen. 

In 1983 ist dabei eine weitere Verschlechterung 
eingetreten; Der seewärtige deutsche Export 
nach Übersee ging über deutsche Häfen um gut 
1 Mrd. DM zurück, während der Export über 
ausländische Häfen um gut 4 Mrd. DM anstieg. 


Seewärtige Einfuhr 
der Bundesrepublik Deutschland 



Über deutsche 
Häfen 

über ausländische 
Häfen 

Mio. t 

Mrd. DM 

Mio. t 

Mrd. DM 

1970 

99,0 

. 26,2 

113,4 

19,3 

1975 

95,3 

41,8 

111,1 

36,6 

1983 

75,2 

76,7 

110,2 

83,5 


Ausfuhr der Bundesrepublik Deutschland 
nach Übersee 



über deutsche 
Häfen 

Über ausländische 
Häfen 

Mio. t 

Mrd. DM 

Mio. t 

Mrd. DM 

1970 

13,8 

29,8 

8,9 

17,1 

1975 

15,4 

47,7 

16,6 

40,5 

1983 

16,4 

80,6 

20,1 

101,2 


Während im Transitverkehr die deutschen See- 
häfen somit erfolgreich sind, haben sie beim 
deutschen Außenhandel erhebliche Rückschläge 
im Wettbewerb gegen ausländische Seehäfen 
hinnehmen müssen. Der Gesetzentwurf zielt 
darauf ab, die Leistungsfähigkeit der deutschen 
Seehafenverkehr swirtschaft auch bei der Ab- 
wicklung des deutschen Außenhandels durch 
Abbau von Wettbewerbsverzerrungen in vollem 
Umfang marktwirksam werden zu lassen. 


B. Zu den einzelnen Vorschriften 

Zu Artikel 1 — Änderung des Güterkraftverkehrs- 
gesetzes 

Zu Nummer 1 

Mit § 22 Abs. 1 a Satz 1 soll die im innergemein- 
schaftlichen grenzüberschreitenden Straßengüter- 
verkehr bei obligatorischen Tarifen geltende Marge 
für die Beförderung von Gütern von und nach deut- 
schen Seehäfen eingeführt werden. Die Marge be- 
trägt zur Zeit 23 % und künftig nach der Verordnung 
(EWG) Nr. 3568/83 des Rates vom 1. Dezember 1983 
über die Bildung der Beförderungsentgelte im Gü- 
terkraftverkehr zwischen den Mitgliedstaaten (ABI. 
EWG Nr. L 359/1 vom 22. Dezember 1983) 30%. Die 
Anwendung der Tarifbildungskriterien des grenz- 


überschreitenden Verkehrs würde es den Güter- 
kraftverkehrsunternehmen im deutschen Seeha- 
fenverkehr erlauben, ihre Preise ebenso flexibel zu 
vereinbaren, wie dies gegenwärtig im grenzüber- 
schreitenden Straßengüterverkehr innerhalb der 
EG möglich ist. Das im Vergleich zum grenzüber- 
schreitenden Verkehr höhere deutsche Tarifniveau 
bleibt hiervon unberührt. 

Nach der oben zitierten Verordnung (EWG) gelten 
für die Beförderungen im gewerblichen Güterkraft- 
verkehr zwischen den Mitgliedstaaten grundsätz- 
lich Referenztarife (Artikel 2 Abs. 1). Zwei oder 
mehr Mitgliedstaaten können jedoch unter be- 
stimmten Voraussetzungen durch Vereinbarung an 
die Stelle von Referenztarifen obligatorische Tarife 
setzen (Artikel 2 Abs. 2). Von dieser Möglichkeit 
wurde insbesondere im Verkehr zwischen der Bun- 
desrepublik Deutschland und Belgien bzw. den Nie- 
derlanden Gebrauch gemacht. § 22 Abs. 1 a Satz 2 
stellt jsicher, daß bei Auslaufen der zweiseitigen 
Vereinbarungen mit Belgien oder den Niederlanden 
das grundsätzlich schon geltende Referenztarifsy- 
stem dann auch im Seehafenhinterlandverkehr der 
deutschen Seehäfen ohne besondere Gesetzesände- 
rung gilt. 

Zu Nummer 2 Buchstabe a 

Die Änderung des Absatzes 1 Satz 1 soll ermögli- 
chen, daß kleinere Unternehmen, die allein die ge- 
forderte Mindestmenge nicht abfahren können, ge- 
meinsam mit anderen die Vorteile von Sonderab- 
machungen ausnutzen können. Außerdem kann ein 
Zusammenschluß mehrerer Unternehmer die not- 
wendige Beförderungskapazität dann gewährlei- 
sten, wenn große Gütermengen gleichzeitig beför- 
dert werden müssen. 

Das Wort „Absender“ wird entsprechend Artikel 14 
Abs. 1 VO (EWG) Nr. 3568/83 durch das Wort „Ver- 
tragspartner“ ersetzt. Dies ist erforderlich, weil im 
Seehafenverkehr nicht nur der Absender das 
Transportmittel bestimmt. Eine entsprechende An- 
passung ist bereits mit der Änderung des § 7 der 
Eisenbahn-Verkehrsordnung (EVO) erfolgt. 

Zu Nummer 2 Buchstabe b 

Die Binnenhäfen befinden sich hinsichtlich ihres 
unmittelbaren Seeschiffsverkehrs in einem Kon- 
kurrenzkampf mit den holländischen und belgi- 
schen Seehäfen und daher in der gleichen Situation 
wie die deutschen Seehäfen. Auch sie sind davon 
betroffen, daß sowohl der grenzüberschreitende 
Straßengüterverkehr wie auch der grenzüberschrei- 
tende Binnenschiffsverkehr als Zu- und Ablaufver- 
kehre der ausländischen Seehäfen nicht den stren- 
gen Tarifvorschriften der entsprechenden Binnen-, 
Zu- und Ablaufverkehre unterliegen. Deshalb kann 
die Notwendigkeit der Änderung tarifrechtlicher 
Bestimmungen nicht nur aus der Sicht der deut- 
schen Seehäfen gesehen werden. Die Änderungen 
müssen sich vielmehr auf den gesamten von deut- 
schen Häfen ausgehenden oder endenden See- 
schiffsverkehr beziehen. 
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Zu Nummer 2 Buchstabe c 

Diese Änderung dient der Anpassung an bereits be- 
stehendes EG-Recht für den Straßengüterverkehr 
[Artikel 14 VO (EWG) Nr. 3568/83], internationale 
Regelungen für den Eisenbahnverkehr (Artikel 9 
§ 3 CIM) sowie § 7 EVO für den deutschen Seehafen- 
verkehr auf der Schiene. 

Zu Artikel 2 — Änderung des Gesetzes über den 
gewerblichen Binnenschiffsver- 
kehr 

§21a 

Im innergemeinschaftlichen grenzüberschreiten- 
den Binnenschiffsverkehr besteht völlige Tariffrei- 
heit, während im nationalen Verkehr Festentgelte 
oder Mindest-ZHöchstentgelte anzuwenden sind. 
Dies führt dazu, daß im Verkehr zwischen belgi- 
schen/niederländischen Seehäfen und dem nord- 
westdeutschen Kanalgebiet zu erheblich niedrige- 
ren Frachten gefahren wird als im Verkehr mit 
deutschen Seehäfen, obwohl die Schiffsgröße die 
gleiche ist und die Entfernungen zu deutschen See- 
häfen in aller Regel kürzer sind. Es kommt sogar 
vor, daß Seehafenverkehre mit dem gleichen Gut 
über dieselbe Wasserstraße und annähernd die glei- 
che Transportentfernung zu völlig unterschiedli- 
chen Frachtraten gefahren werden. Dadurch geht 
den deutschen Seehäfen und der überwiegend mit- 
telständischen deutschen Binnenschiffahrt ein er- 
hebliches Verkehrsvolumen verloren. 

Um diese für die Seehäfen und die Binnenschiff- 
fahrt in gleicher Weise nachteilige Situation behe- 
ben zu können, soll auch für diesen Verkehrsträger 
das Instrument der Sonderabmachungen einge- 
führt werden. Damit sollen die Unternehmen der 
Binnenschiffahrt die Möglichkeit erhalten, auf Än- 
derungen im Wettbewerb schneller und flexibler 
reagieren zu können als dies mit dem gegenwärti- 
gen Frachtbildungssystem möglich ist. Das Instru- 
ment der Sonderabmachungen hat sich im grenz- 
überschreitenden Güterkraft- und Eisenbahnver- 


kehr und im deutschen Seehafenverkehr dieser bei- 
den Verkehrsträger seit Jahren bewährt. 

Entsprechend der Regelung bei Eisenbahn und 
Lkw soll der Abschluß von Sonder abmachungen 
nur bei bestimmten Mindestmengen zulässig sein. 
Wegen des von der Binnenschiffahrt überwiegend 
beförderten Massengutes sowie der unterschiedli- 
chen Größe der Transportgefäße müssen jedoch hö- 
here Mindestmengen festgesetzt werden. Hierfür 
erscheinen 10 000 1 in drei Monaten ausreichend. 
Eine höhere Mindestmenge würde dagegen klei- 
neren Unternehmen den Abschluß von Sonder- 
abmachungen erschweren. Um jahreszeitlichen 
Schwankungen Rechnung zu tragen, wird alterna- 
tiv auch eine Mindestmenge von 40 000 t in zwölf 
Monaten zugelassen. 

Die übrigen Anforderungen entsprechen den Rege- 
lungen bei den anderen Verkehrsträgern und sollen 
den Anwendungsbereich der Sonderabmachungen 
auf das im Hafenwettbewerb notwendige Maß be- 
schränken und ruinösen Wettbewerb verhindern. 

Bezüglich §21a Abs. 1 Satz 2 siehe Begründung zu 
Artikel 1 Nr. 2 Buchstabe b. 

§21b 

Die Veröffentlichung soll sicherstellen, daß andere 
Verkehrsunternehmer und die Frachtenausschüsse 
sich über abgeschlossene Sonderabmachungen in- 
formieren können. Damit haben die Frachtenaus- 
schüsse Gelegenheit, Wettbewerbstarife anzupas- 
sen oder einzuführen. 


Zu Artikel 3 — Berlin-Klausel 

Die Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 


Zu Artikel 4 — Inkrafttreten 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten, 
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Anlage 


Entschließung des Bundesrates 


Der Bundesrat weist auf die Dringlichkeit einer 
baldmöglichen Anpassung der Tarife im Seehafen- 
hinterlandverkehr an die Richtsätze und Margen 
der Tarife für den grenzüberschreitenden Straßen- 
güterverkehr, insbesondere mit Belgien und den 


Stellungnahme der Bundesregierung 


Die Bundesregierung stimmt mit dem Bundesrat in 
der Zielsetzung überein, den Hinterlandverkehr der 
deutschen Seehäfen ordnungspolitisch so zu gestal- 
ten, daß bestehende Wettbewerbsverzerrungen, die 
die deutschen Seehäfen gegenüber den Seehäfen 
der Nachbarländer benachteiligen, beseitigt wer- 
den. Die Bundesregierung hat bereits in ihrem Ver- 
kehrsbericht (Drucksache 10/2695 vom 4, Januar 
1985) und in ihrem Bericht vom 1. März 1985 an den 
Verkehrsausschuß des Deutschen Bundestages zur 
Wettbewerbs Situation der deutschen Seehäfen 
(Ausschuß-Drucksache Nr. 228) im einzelnen ausge- 
führt, daß die Preisbildungsvorschriften und das 
Preisniveau zwischen dem nationalen und dem 
grenzüberschreitenden Seehafenhinterlandverkehr 
deutliche Unterschiede aufweisen, die sich auf die 
Wettbewerbsposition der deutschen Seehäfen nach- 
teilig auswirken. Sie hat ferner eingeräumt, daß Ge- 
setzesänderungen, wie der Bundesrat sie vorge- 
schlagen hat, dazu beitragen können, die Wettbe- 
werbsposition der deutschen Seehäfen zu verbes- 
sern. 

Die Bundesregierung gibt jedoch, wie sie ebenfalls 
in den beiden genannten Berichten deutlich ge- 
macht hat, freiwilligen Maßnahmen des Verkehrs- 
gewerbes, die einer gesetzlichen Regelung nicht be- 
dürfen und gegebenenfalls schnell wirksam werden 
können, den Vorrang. Erst für den Fall, daß hier- 
durch befriedigende Ergebnisse nicht zu erzielen 
sind, hat sie die Einleitung gesetzgeberischer Maß- 
nahmen in Aussicht gestellt. 

Das Verkehrsgewerbe hat in den letzten Jahren 
eine Reihe von Tarifsenkungen von und nach den 
deutschen Seehäfen eingeführt oder den Spielraum 
für Tarif Senkungen erweitert; weitere Maßnahmen 
sind in Vorbereitung oder angekündigt. 

Für den Straßengüterverkehr von und nach deut- 
schen Seehäfen sind neue Ausnahmetarife teils be- 
reits eingeführt, teils stehen sie kurz vor der Ein- 


Niederlanden, hin. Wenn dies nicht in befriedigen- 
der Weise bis zur Jahresmitte 1985 erreicht ist, wird 
die Bundesregierung gebeten, verkehrsordnungspo- 
litisch initiativ zu werden. 


Anlage 2 


führung. Einzelheiten hierzu ergeben sich aus An- 
lage 1. 

Das Binnenschiffsgewerbe hat seit Mitte 1983 für 
zahlreiche Transporte von und hach deutschen See- 
häfen gezielt Frachtsenkungen, Rabatte oder Lei- 
stungsabschläge eingeführt oder durch Einführung 
von Tarifmargen den Preisspielraum der Unterneh- 
mer erweitert. Diese Maßnahmen haben bei den 
Preisdifferenzen Änderungen zugunsten der deut- 
schen Seehäfen bewirkt. Einzelheiten hierzu erge- 
ben sich aus Anlage 2. 

Die Eisenbahn hat am Hinterlandverkehr von und 
nach den deutschen Seehäfen den größten Anteil 
aller Verkehrsträger. Der Bundesminister für Ver- 
kehr hat durch Erweiterung der jährlich erteilten 
Rahmengenehmigung zur eigenständigen Tariffort- 
bildung die Deutsche Bundesbahn zunächst für das 
Jahr 1984, dann auch für das Jahr 1985 ermächtigt, 
beim Transport von Außenhandelsgütern von und 
nach deutschen Seehäfen ihre Preise und Bedin- 
gungen nach Maßgabe des für den grenzüberschrei- 
tenden Verkehr geltenden Rechts (Entscheidung 
82/529/EWG, Artikel 2, 3 und 7) selbständig zu be- 
stimmen. Die bisherigen Erfahrungen waren posi- 
tiv. Wegen Einzelheiten wird auf den o. g. Bericht 
der Bundesregierung vom 1. März 1985, Anlage 10, 
verwiesen. 

Die Bundesregierung verbindet mit ihrer Entschei- 
dung, zum gegenwärtigen Zeitpunkt eine gesetzli- 
che Regelung nicht zu befürworten, die Erwartung, 
daß das Verkehrsgewerbe in noch verstärktem 
Maße alle rechtlichen Möglichkeiten einer flexiblen 
Preisgestaltung nutzt. Es bleibt abzuwarten, ob 
durch die bereits eingeführten oder noch ausste- 
henden Maßnahmen des Verkehrsgewerbes eine 
wesentliche Verbesserung der Wettbewerbsposition 
der deutschen Seehäfen zu erreichen ist, oder ob 
hierzu eine gesetzliche Regelung geboten ist. 
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Anlage 1 


Tarif maßnahmen des Güterkraftverkehrs 


Die Tarifkommission des Güterfernverkehrs (TKF) 
hat drei zusätzliche Ausnahmetarife (AT) beantragt 
für Güter, die über deutsche Seehäfen ein- oder aus- 
geführt werden. Der Bundesminister für Verkehr 
hat diese neuen Ausnahmetarife bereits genehmigt; 
die formelle Inkraftsetzung durch Rechtsverord- 
nung wird spätestens bis zum 1. August 1985 ge- 
schehen. Es handelt sich um folgende Tarife: 

— AT 964 für Güter aller Art 

Der Tarif soll Güter erfassen, die z. Z. nach den 
Regelklassen A/B abgerechnet werden, d. h. 
etwa die Hälfte des gesamten Seehcifenhinter- 
landverkehrs. Die Ermäßigung gegenüber der 
Regelklasse beträgt zwischen 7 % und 11 %. 

— AT 967 für den Containerverkehr 

Der Tarifentwurf enthält Pauschalfrachten nach 
Postleitzahlbereichen. Dadurch wird die Fracht- 
berechnung erheblich vereinfacht. Unter be- 
stimmten Voraussetzungen soll vereinbart wer- 
den können, daß trotz einer in Kraft getretenen 
Tariferhöhung noch die bisher geltenden Frach- 
ten angewendet werden. Der Tarif enthält Ermä- 
ßigungen zwischen 3 % und 15 %. 

— AT 968 (Kontrakttarif für Güter aller Art) 

Der Tarif soll für Rundläufe gelten, die in einem 
deutschen öeehaten oeginnen dzw. enaen. Er 


soll bei Dauerbeschäftigung für zwölf Monate 
und bei betriebswirtschaftlich günstigen Fahr- 
zeugumläufen weitere Ermäßigungen gegen- 
über den geltenden Seehafen-Ausnahmetarifen 
und dem beantragten AT 964 bewirken. 

Zum 15. Mai 1985 wurde der AT 067 eingeführt. Er 
gilt u. a. für Obst, das über See eingeführt worden 
ist, und von Kühlhäusern in der Umgebung Ham- 
burgs versandt wird. In den AT 860 (Eisen- und 
Stahlwaren, NE-Metallwaren usw. zur Ausfuhr über 
See) wurde der Seehafen Emden als Empfangsort 
aufgenommen. 

Ferner hat der Bundesverband des Deutschen Gü- 
terfernverkehrs (BDF) angekündigt, eine Überprü- 
fung aller bestehenden Seehafen-Ausnahmetarife 
einzuleiten, mit dem Ziel, sie zu vereinfachen und 
auf Grund der tariflichen Entwicklung in den letz- 
ten Jahren entfallene oder verringerte Ermäßigun- 
gen gegenüber dem Regeltarif auf den ursprüngli- 
chen Stand zu bringen. Die Ergänzung einzelner 
Ausnahmetarife und die Erweiterung des Anwen- 
dungsbereichs dieser Tarife werden zur Zeit in der 
TKF beraten. 

Für die Niederrheinhäfen, soweit von und zu ihnen 
unmittelbarer Verkehr über See abgewickelt wird, 
ist in Kürze mit Anträgen für ähnliche Ausnahme- 
I tariie wie AT 9ö4 und AT äöT zu rtjunutju. 
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Anlage 2 


Tarifmaßnahmen der Binnenschiffahrt 
zur Steigerung des Aufkommens in den deutschen Nordseehäfen 
(Frachtsenkungen, Rabatte, Abschläge und Margen ab 1. Juni 1983) 



Frachtenausschuß 



Zeitpunkt 

Güterart 

Tarifmaßnahmen 


von/nach 




Frachtenausschuß Dortmund 



1. Oktober 1983 

Exportgetreide nach Emden 

Frachtsenkung 

Rabatte 

15,0 % 



Leistungsabschläge 

20,0 % 

15. April 1984 

Importkohle ab Emden nach MLK- 

Frachtsenkung 

10,0 % 


Stationen 

Marge 

± 5,0% 

1. August 1984 

Importkohle ab Emden nach Kanal- 
stationen 

Marge 

± 5,0% 

1. Oktober 1984 

Exportgetreide von MLK nach Em- 

Frachtsenkung 

10,0 % 


den 

Marge 

±10,0% 

1. Oktober 1984 

Exportgetreide von MLK nach Un- 

Frachtsenkung 

10,0 % 


terweserhäfen 

Marge 

± 10,0 % 

1. Oktober 1984 

Exportgetreide von MLK nach Ham- 

Frachtsenkung 

10,0 % 


bürg 

Marge 

±10,0 % 

1. Oktober 1984 

Exportgetreide von Kanalstationen/ 

Frachtsenkung 

10,0 % 


Duisburg nach Emden 

Marge 

± 10,0 % 

10. März 1985 

Braumalz ab Kanalstationen und 
Duisburg nach Emden und Unterwe- 
serhäfen 

Marge 

± 10,0 % 


Frachtenausschuß Bremen 



1. Juni 1983 

Zellulose ab Bremen/Unterweserhä- 

Frachtsenkung 

10,0—14,0 % 


fen 

Leistungsabschluß 

3,0 % 

1. Juni 1983 

Papier und Pappe ab Bremen/Unter- 

Frachtsenkung unter Um 



weserhäfen 

Stellung der Löschfristen 
zwischen 

12,0—22,0 % 

1. Juli 1983 

Braugerste von Bremen nach Ander- 

Frachtsenkung 

8,5 % 


nach 

Partieladungsabschluß 

15,0 % 



J ahresmengenrabatt 

3,0— 5,0 % 

1. September 1983 

Futtermittel ab Bremen/Unterweser- 

Frachtsenkung 

10,0 % 


häfen 

Rabatte 

20,0 % 

1. Oktober 1983 

Exportgetreide nach Bremen/Unter- 

Frachtsenkung 

15,0 % 


weserhäfen 

Rabatte 

Leistungsabschläge 

20,0 % 

15. April 1984 

Importkohle ab Bremen/Unterwe- 

Frachtsenkung 

10,0 % 


serhäfen 

Marge 

± 5,0% 

1. Mai 1984 

! 

Porzellanerde von Bremen/Unterwe- 
serhäfen und Hildesheim 

Frachtsenkung 

ca. 18,0 % 

1. August 1984 

Zellulose von Bremen/Unterweser 

Frachtsenkung 

-15,0 % 


nach Dortmund 

Leistungsabschlag 

1. Oktober 1984 

Exportgetreide von Ober-/Mittelwe- 

Frachtsenkung 

10,0 % 


serhäfen nach Bremen/Unterweser- 
häfen 

Marge 

± 10,0 % 

1. Dezember 1984 

Zinkerz von Nordenham nach Salz- 

Leistungsabschläge 

- 1,50 DM 


gitter und Hildesheim 

Marge 

± 15,0 % 

1. Dezember 1984 

Zellulose von Bremen/ Brake nach 
Dörpen (Großempf.) 

Marge 

± 5,0% 
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Zeitpunkt 

Frachtenausschuß 

Güterart 

von/nach 

Tarifmaßnahmen 

1. Dezember 1984 

Getreide von Bremen/Unterweser 
nach Mittelweser- und MLK-Statio~ 

Frachtsenkung 

Leistungsabschlag 

5,0 % 


nen sowie Kanal-, Ems- und Rhein- 
stationen 

Marge 

± 10,0 % 

1. Dezember 1984 

Braugerste (siehe oben) 

Frachtsenkung, unter Auf- 10,0 % 


— hier Weiterentwicklung — 

hebung des Partieladungs- 
abschluß i. H. V. 15% und 
Jahresmengenrabatts 
Margeneinführung ± 10,0 % 

1. Dezember 1984 

Futtermittel (siehe oben) 

— hier Weiterentwicklung — 

Frachtenausschuß Hamburg 

Frachtsenkung, 
unter Aufhebung des 
Partieladungsrabatts, 
Wegfall Jahres- 
mengenrabatt 
befristete Marge 
(Kanal-/Emsstationen) 

12,5 % 

± 10,0 % 

±15,0 % 

1. September 1983 

Zellulose von Hamburg/Lübeck nach 
Berlin 

Frachtsenkung 

17,0 % 

1. Oktober 1983 

Exportgetreide nach Hamburg 

Frachtsenkung 

Rabatte 

Leistungsabschläge 

15.0 % 

20.0 % 

1. Januar 1984 

Futtermittel ab Hamburg 

Frachtsenkung 

Rabatte 

Leistungsabschläge 

10,0 % 

15,0 % 

1. Januar 1984 

Ölfrüchte von Hamburg/Lübeck 

Partieladungs- 



nach westdeutschem Kanalgebiet 
und Rheinstationen 

rabatte 

10,0—12,5 % 

1. Februar 1984 

Futtermittel von Hamburg/Lübeck 

Frachtsenkung 

10,0 % 


nach Braunschweig 

Partieladungsrabatt 

Leistungsabschläge 

J ahresmengenr abatt 

12,5 % 

4,0—12,0 % 

15. April 1984 

Importkohle ab Hamburg 

Frachtsenkung 

Marge 

10,0 % 
± 5,0% 

1. Mai 1984 

Getreide von Hamburg/Lübeck nach 

Frachtsenkung/ 



Berlin 

Leistungsabschläge 

ca. 29,0 % 

1. Juli 1984 

Kohle von Hamburg/ Lübeck und 
Berlin 

Frächtabschläge für 

J ahresbezugsmengen 

0,25 DM/t bis 1,00 DM/t 

1. Juli 1984 

Getreide ab Hamburg 

Frachtsenkung 

Leistungsabschläge 

Marge 

10,0—12,5 % 
3,5 % 
±10,0 % 

1. Juli 1984 

Ölfrüchte ab Hamburg 

Einrechnung des 
Partieladungsr ab atts 
Marge 

12,5 % 
±10,0 % 

1. Oktober 1984 

Exportgetreide von Unterelbe, NOK, 

Frachtsenkung 

10,0 % 


Kiel, Eider nach Hamburg 

Marge 

± 10,0 % 

1. Oktober 1984 

Exportgetreide von Neustadt/Hol- 

Frachtsenkung 

10,0 % 


stein, Lübeck, ELK nach Hamburg 

Marge 

± 10,0 % 

1. Oktober 1984 

Exportgetreide von Braunschweig, 

Frachtsenkung 

10,0 % 


Fallersleben, Uelzen nach Hamburg 

Marge 

± 10,0 % 
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Zeitpunkt 

Frachtenausschuß 

Güterart 

von/nach 

Tarifmaßnahmen 

1. Dezember 1984 

Importkohle von Hamburg/ Lübeck 
nach Berlin (siehe oben) 

— hier Weiterentwicklung — 

Vertragsrabatt 

2,0— 5.0 % 

1. Dezember 1984 

NE-Metalle von Hamburg/ Lübeck 
nach Berlin 

Frachtsenkung um 2,90 DM/t 

Verkürzung Lade-/Löschzeit 

1. Dezember 1984 

Getreide von Hamburg/Unterelbe, 
NOK, Eider nach Weser, westdeut- 
schem Kanalgebiet, Rhein- über Ha- 
delner Kanal (siehe oben) 

— hier Weiterentwicklung — 

Frachtsenkung 15,0 % 

(Anpassung an ESK-Frachten) 
Leistungsabschlag 0,45 DM/t 

Marge ± 10,0 % 

1. Dezember 1984 

Getreide von Hamburg/Unterelbe 
usw. nach Bremen/Unterweser und 
Oldenburg 

Frachtsenkung 

Leistungsabschlag 

Margenerweiterung 

3,00 DM/t 
0,45 DM/t 
±25,0 % 

1. Dezember 1984 

Futtermittel von Hamburg nach 
Unterelbe, NOK, Eider 

Frachtsenkung 

Marge 

0,50 DM/t 
± 10,0 % 

1. Dezember 1984 

Futtermittel von Hamburg/Lübeck 
nach Stationen im westdeutschen 
Kanalgebiet, Weser und Ems über 
ESK (siehe oben) 

— hier Weiterentwicklung — 

Frachtsenkung 17,5 — 25,0 % 

Wegfall Partieladungsrabatt 

Marge ± 10,0 % 

1. Dezember 1984 

Futtermittel von Hamburg/Unter- 
elbe nach Stationen an der Weser, 
westdeutsches Kanalgebiet und Ems 
über Hadelner Kanal (siehe oben) 

— hier Weiterentwicklung — 

Anpassung an vorstehende 
Frachten über ESK 


1. Dezember 1984 

Futtermittel von Hamburg/Unter- 
elbe nach Bremen/Unterelbe nach 
Bremen/Unterweser und Oldenburg 

Frachtsenkung 

Lei stung sab schlag 
Margenerweiterung 

20,0 % 
0,45 DM/t 
±25,0 % 

1. Dezember 1984 

Güter aller Art von Hamburg, Unter- 
elbe, Eider, NOK, Kiel usw. nach 
Bremen/Unterweserhäfen über Ha- 
delner Kanal 

Frachtsenkung 

Margenerweiterung 

8,4 % 
±25,0 % 

20. März 1985 

Futtermittel von Hamburg/ Lübeck, 
Unterelbebereich nach Stationen im 
westdeutschen Kanalgebiet, Weser, 
Ems über ESK und Hadelner Kanal 
(siehe auch oben) 

— hier Weiterentwicklung — 

Margenerweiterung 
für Transporte westlich 
Minden 

±20,0 % 
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